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Text 

§ 42. (1) Wurde eine mündliche Verhandlung durch Anschlag in der Gemeinde oder durch 
Verlautbarung in der für amtliche Kundmachungen der Behörde bestimmten Zeitung bekanntgemacht, so 
hat dies zur Folge, daß Einwendungen, die nicht spätestens am Tage vor Beginn der Verhandlung bei der 
Behörde oder während der Verhandlung vorgebracht wurden, keine Berücksichtigung finden und 
angenommen wird, daß die Beteiligten dem Parteiantrag, dem Vorhaben oder der Maßnahme, die den 
Gegenstand der Verhandlung bilden, zustimmen. 

(2) Im Falle einer nur durch Verständigung der Beteiligten anberaumten Verhandlung erstreckt sich 
die im Abs. 1 bezeichnete Rechtsfolge bloß auf die Beteiligten, die rechtzeitig die Verständigung von der 
Anberaumung der Verhandlung erhalten haben. 

(3) Versäumt derjenige, über dessen Ansuchen das Verfahren eingeleitet wurde, die Verhandlung, so 
kann sie entweder in seiner Abwesenheit durchgeführt oder auf seine Kosten auf einen anderen Termin 
verlegt werden. 

Anmerkung 

ÜR: Art. IV Abs. 2, BGBl. Nr. 357/1990 
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